
der Delegation deutscher Juristen über ihren Aufent­
halt in der Sowjetunion12 13) und der Diskussionen der 
Rechtsanwälte am 15. Mai 1953 die Verordnung über 
die Bildung von Kollegien der Rechtsanwälte mit 
einem Musterstatut beschlossen.

IV
Das Kernstück der Verordnung selbst bildet das 

Musterstatut für die Kollegien der Rechtsanwälte, das 
der Verordnung als Anlage beigefügt ist und mit 
seiner Bestätigung durch den Ministerrat zur gesetz­
lichen Grundlage für die Organisationsform der 
Rechtsanwälte, ihre Tätigkeit und Entwicklung gewor­
den ist. Es sei daher zunächst erläutert.

1. Nach einer kurzen Präambel, die die Notwendig­
keit enger Zusammenarbeit der Rechtsanwaltschaft 
mit den Organen der Justiz, der Staatsanwaltschaft 
und allen anderen staatlichen Institutionen, die Mit­
wirkung bei der Festigung der demokratischen Gesetz­
lichkeit und die Mittlertätigkeit zwischen den Gerich­
ten und den Rechtsuchenden betont, befaßt sich der 
erste Abschnitt mit den Aufgaben des Kollegiums der 
Rechtsanwälte. Es sind allgemeine und spezielle Auf­
gaben, die das Kollegium, ein Zusammenschluß von 
Rechtsanwälten, zu erfüllen hat. Die wichtigste allge­
meine Aufgabe ist, der Bevölkerung, den staatlichen 
Institutionen, Betrieben und Organisationen Rechts­
hilfe zu leisten, die Rechtsuchenden sachgemäß zu be­
raten und für die rasche Erledigung ihrer Ersuchen 
Sorge zu tragen, um so die Wahrung der Rechte der 
Bürger zu gewährleisten. Mit der Erfüllung dieser um­
fassenden Aufgaben, die die Funktionen der Anwalt­
schaft zum Ausdruck bringen, wird und muß es ge­
lingen, das Ansehen der Rechtsanwälte als Organe 
der Rechtspflege in der Bevölkerung zu heben und 
ihnen das für ihre Tätigkeit unerläßliche Vertrauen 
der Rechtsuchenden zu verschaffen und zu erhalten. 
Die bisherige Isolierung der Rechtsanwälte, ihre Zer­
splitterung in Hunderte von Einzelkanzleien, ihr Aus­
geschlossensein vom breiten Strom des gemeinsamen 
Strebens am Aufbau unserer staatlichen Ordnung und 
des gesellschaftlichen Lebens war ein Hemmnis ihrer 
Entwicklung, auch für diejenigen, die sich ernsthaft 
um eine Einbeziehung in das große Geschehen auf 
dem Boden der Deutschen Demokratischen Republik 
bemühten. Im und durch das Kollektiv wird es allen 
Rechtsanwälten ermöglicht, ihre Pflichten als Organe 
der Rechtspflege gewissenhaft und sorgfältig zu er­
füllen. Dies um so besser, wenn das Kollegium die 
zweite ihm zugewiesene allgemeine Aufgabe löst: die 
Berufstätigkeit ihrer Mitglieder zu fördern. Das kann 
natürlich auf die verschiedenste Weise geschehen — 
und die speziellen Aufgaben geben hierzu (§ 2) einige 
wertvolle Hinweise: politische Erziehung und fachliche 
Qualifizierung der Mitglieder, Förderung des Nach­
wuchses, Versorgung bei Arbeitsunfähigkeit und im 
Alter. Hinzu kommt noch, daß nach den weiteren Be­
stimmungen des Musterstatuts die Rechtsanwälte von 
den bisherigen Sorgen um die Existenz ihrer Kanzlei, 
die Bezahlung ihrer Angestellten und der Steuern und 
um ihr eigenes Einkommen befreit sind. Der entschei­
dende Sinn der Förderung der Berufstätigkeit durch 
das Kollegium liegt aber darin, daß eine Änderung 
und Verbesserung der Arbeitsmethoden15) in Angriff 
genommen wird, daß diese sich fortgesetzt entwickeln 
müssen, daß die gründliche Aneignung der Lehren und 
Erkenntnisse des Marxismus-Leninismus sowie der 
Gesetze und Verordnungen unseres Staates als Vor­
aussetzung für ihre richtige Anwendung im Interesse 
der Gesellschaft und der Rechtsuchenden erfolgt, daß 
in ständigen, leidenschaftlichen Diskussionen alle be­
ruflich und gesellschaftlich wichtigen Fragen be­
sprochen und geklärt werden und jeder Fall sorgfältig 
vorbereitet und durchgeführt wird. Nur auf diese 
Weise wird es gelingen, sich allmählich dem Vorbild 
der sowjetischen Rechtsanwaltskollegien anzunähern, 
deren Mitglieder auf Grund ihres hohen politischen 
und wissenschaftlichen Niveaus großes Ansehen im 
Volke genießen und geachtete, gleichberechtigte Par­
teien im Gerichtsverfahren sind.

12) Vgl. NJ 1952 S. 347.
13) Beispiele: Wegfall des Schriftsatz-Unwesens, der Anferti­

gung von Schriftsätzen um des Schreibens willen; sorgfältige
Vorbereitung der mündlichen Verhandlung; persönliche und
gewissenhafte Vorbereitung des Strafprozesses usw.

2. Im zweiten Abschnitt des Musterstatuts werden 
die Fragen der Mitgliedschaft behandelt. Grundsatz ist 
die unbedingte Freiwilligkeit des Beitritts und des 
Verbleibs. Der Eintritt in das Kollegium erfolgt aus 
eigenem, freiwilligem Entschluß; ein Ausscheiden ist 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 6 Monaten 
jederzeit möglich.

Über den Antrag auf Aufnahme in das Kollegium 
entscheidet zwischen den Mitgliederversammlungen, 
die zweimal jährlich vorgesehen sind, der Vorstand des 
Kollegiums. Die Möglichkeit, in das Kollegium aufge­
nommen zu werden, besteht für jeden Bürger mit ab­
geschlossener juristischer Ausbildung oder — in ein­
zelnen Fällen — ohne abgeschlossene juristische 
Ausbildung mit Erfahrungen aus praktischer juri­
stischer Tätigkeit. Damit stehen nicht nur den bis­
herigen Rechtsanwälten, sondern auch Professoren, 
wissenschaftlichen Assistenten, Justitiaren, Leitern von 
Rechtsstellen der Verwaltung und anderen Juristen die 
Tore zum Kollegium offen.

Mit der Aufnahme in das Kollegium ist die Zulas­
sung zur Rechtsanwaltschaft verbunden, die bisher 
ausschließlich dem Ministerium der Justiz Vorbehalten 
war. Der Minister der Justiz hat aber das Recht, einen 
Rechtsanwalt als Mitglied des Kollegiums abzuberufen. 
Es ist also Sache des Vorstandes des Kollegiums und 
der Mitgliederversammlung, sehr sorgfältig die Vor­
aussetzungen für die Aufnahme eines Mitgliedes zu 
prüfen. Diese liegen z. B. nicht vor, wenn der Bewer­
ber nach seiner Persönlichkeit und bisherigen Berufs­
ausbildung nicht die Gewähr dafür bietet, daß er seine 
Tätigkeit als Rechtsanwalt in Übereinstimmung mit 
den Erfordernissen der demokratischen Gesetzlichkeit, 
den Interessen des sozialistischen Aufbaus und den 
Zielen des Kollegiums ausübt.

Auch die Rechtsanwälte sind Kader unserer Justiz. 
Für sie gilt, was Walter U l b r i c h t  auf dem 10. Plenum 
des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands über die Erziehung der Kader ausgeführt 
hat:

„Die grundlegende Aufgabe ist die Meisterung 
der fortgeschrittensten Wissenschaft und Technik, 
die Aneignung und Anwendung der Errungen­
schaften der Sowjetwissenschaft auf den Gebieten 
der Gesellschaftswissenschaft, der Ökonomie, der 
Physik, der Biologie, der technischen und medizi­
nischen Wissenschaften.“14)

Die künftigen Vorstände der Kollegien der Rechts­
anwälte werden bei der Auslese, Betreuung und Ent­
wicklung der Mitglieder diesen Hinweis besonders 
beachten müssen.

Als Mitglieder des Kollegiums dürfen die Rechts­
anwälte keine nebenberufliche Tätigkeit ausüben; je­
doch ist ihnen für publizistische und wissenschaftliche 
Arbeit jede Möglichkeit offengelassen.

Die vorgesehene Haftung für Vermögensschäden der 
Rechtsuchenden — neben dem verschuldenden Rechts­
anwalt haftet auch das Kollegium — bietet diesen die 
Gewähr dafür, daß ihre Angelegenheiten sorgfältig 
bearbeitet werden und daß das gesamte Kollektiv für 
eine gewissenhafte, fehlerfreie Erledigung aller anfal­
lenden Sachen Sorge trägt.

3. Die Struktur des Kollegiums der Rechtsanwälte 
ist im dritten Abschnitt des Musterstatuts geregelt. 
Das höchste Organ' ist die Mitgliederversammlung, die 
die entscheidenden Beschlüsse faßt, den Vorstand und 
die Revisionskommission wählt, den Haushaltsplan 
und Personalbestand bestätigt und die Geschäftsord­
nung beschließt. Es wird Sache des Vorstandes, aber 
auch jedes Mitgliedes sein, die beiden Mitgliederver­
sammlungen im Jahre zu einem politischen und gesell­
schaftlichen Ereignis zu gestalten, in dem nicht nur 
die notwendigen organisatorischen und technischen 
Maßnahmen beraten und beschlossen werden, sondern 
von dem auch ein mächtiger Impuls für die weitere 
berufliche Arbeit ausgeht.

Dem Vorstand (3 bis 5 Mitglieder) sind weitgehende 
Aufgaben gestellt. Er ist das aktivste Element im 
Leben jedes Kollegiums. Bei der Wahl seiner Mitglie-

14) Walter Ulbricht, Lehren des XIX. Parteitages der KPdSU 
iür den Aufbau des Sozialismus in der Deutschen Demokrati­
schen Republik, Dietz Verlag, Berlin 1952, S. 41.
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